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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(19. Ausschuß) 

zu den Nummern 5 und 6 des Antrages der Fraktion der SPD 

— Drucksache V/391 — 

betr. Maßnahmen zur Anpassung des Steinkohlenbergbaues 
und der Struktur der Steinkohlengebiete an die ver- 
änderte Lage auf dem Energiemarkt sowie soziale 
Anpassungshilfen für die Beschäftigten im Steinkohlen- 
bergbau 


A. Bericht des Abgeordneten Ziegler 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 30. Sitzung 
am 16. März 1966 die Nummern 5 und 6 des Antra- 
ges der Fraktion der SPD — Drucksache V/391 — 
dem Ausschuß für Arbeit federführend und dem 
Haushaltsausschuß mitberatend sowie nach § 96 
GO überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit hat diese beiden An- 
tragspunkte, in denen die Bundesregierung ersucht 
wird, für die von Zechenstillegungen betroffenen 
Bergleute intensive soziale Ausgleichsmaßnahmen 
zu ergreifen und umfassende Anpassungsbeihilfen 
bereitzustellen, in seinen Sitzungen vom 4., 5. und 
25. Mai 1966 behandelt. 

Die Anhörung der Regierungsvertreter im Aus- 
schuß ergab, daß die Bundesregierung entsprechend 
ihren Ankündigungen in der Energiedebatte bei der 
Hohen Behörde bereits einen Antrag nach Artikel 
56 § 2 des Montanvertrages gestellt hatte und mit 
der Hohen Behörde auch erfolgreich über deren 
50®/oige finanzielle Beteiligung an den Kosten eines 
sozialen Hilfsprogrammes verhandelte, das die Bei- 
behaltung oder Verbesserung der folgenden Bei- 
hilfen vorsieht: 


1. Beihilfen zur Förderung der regionalen Mobilität 

a) Tägliche Fahrkosten 

Den von Stillegungsmaßnahmen betroffenen Ar- 
beitnehmern können bei Aufnahme einer neuen 
Arbeit die Kosten, die ihnen für die tägliche Fahrt 
zwischen ihrer Wohnung und ihrem neuen Arbeits- 
platz entstehen, zur Hälfte erstattet werden. Diese 
Beihilfen können ihnen für die Dauer von 12 Mona- 
ten seit ihrer Entlassung gewährt werden. 

Verbesserungen 

aa) Der Zeitraum von 12 Monaten beginnt erst mit 
der Arbeitsaufnahme. 

bb) Soweit dies günstiger ist, werden für die Ar- 
beitnehmer, die weitere Entfernungen täglich 
zurückzulegen haben, die 20 DM monatlich 
übersteigenden Fahrkosten in voller Höhe er- 
stattet. 

b) Anreisekosten 

Den Arbeitnehmern, die eine auswärtige Beschäf- 
tigung aufnehmen, werden die Kosten der Anreise, 
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soweit sie 10 DM übersteigen, in voller Höhe er- 
stattet, 

Verbesserung 

Der Eigenanteil von 10 DM fällt wog. 


c) Umzugskosten 

Den Arbeitnehmern, die infolge der Aufnahme 
einer neuen Beschäftigung umziehen müssen, wer- 
den die Kosten für die Überführung des gesamten 
Hausrats in voller Höhe erstattet. 

Daneben erhalten sie eine einmalige Einrichtungs- 
beihilfe, die je nach Familienstand und Zahl der 
unterhaltsberechtigten Angehörigen zwischen 750 
DM und 1500 DM beträgt. 


d) Trennungsentschädigung und Familienheim- 
fahrten 

Bei doppelter Haushaltsführung aus Anlaß einer 
auswärtigen Arbeitsaufnahme erhalten die Arbeit- 
nehmer eine Trennungsentschädigung in Höhe von 
7,50 DM täglich. Daneben werden ihnen die Kosten 
für monatlich eine Fahrt zum Besuch der Angehöri- 
gen in voller Höhe erstattet. Diese Beihilfen kön- 
nen für die Dauer von 12 Monaten seit der Entlas- 
sung gewährt werden. 

Verbesserung 

Die Dauer der Förderung beginnt erst mit dem 
Tag der auswärtigen Arbeitsaufnahme und kann 
bis zu drei Jahren verlängert werden. 


2. Beihilfe zur Förderung der beruflichen Mobilität 

a) Umschulungsbeihilfen 

Stößt die Vermittlung der von Stillegungsmaß- 
nahmen betroffenen Bergleute auf Schwierigkeiten, 
können Umschulungsmaßnahmen finanziert werden. 
Dem Träger solcher Maßnahmen werden die Kosten 
für Raummiete, Lehrmittel, Rohstoffe und Energie, 
der Löhne und Gehälter des Lehrpersonals sowie 
der Aufwendungen für die Kranken- und Unfall- 
versicherung erstattet. Den umzuschulenden Arbeit- 
nehmern werden während der Dauer der Umschu- 
lung die täglichen Pendelkosten oder die einmaligen 
Anreisekosten ersetzt. Daneben erhalten sie neben 
dem Arbeitslosengeld das Wartegeld und zusätz- 
lich als Ausgleich für besondere Aufwendungen ein 
tägliches Taschengeld in Höhe von 2, — DM. Ist mit 
der Umschulung eine Trennung von der Familie 
verbunden, können den Arbeitnehmern außerdem 
Trennungsentschädigung und Familienheimfahrten 
gewährt werden. 

Die Gewährung von Umschulungsbeihilfen ist 
auch möglich, wenn ein Unternehmen für versetzte 
Arbeitnehmer Umschulungsmaßnahmen einrichtet 
und durchführt. 


Verbesserung 

a) Das Taschengeld wird auf 2,50 DM erhöht. 

b) Die den Arbeitnehmern entstehenden Kosten 
der Umschulung werden voll übernommen. 

b) Anlernzuschüsse 

Für Wiederbeschäftigte, die ihre volle berufliche 
Leistung an einem neuen Arbeitsplatz erst nach 
einer bestimmten Einarbeitungszeit erreichen kön- 
nen, wird dem Unternehmen, das eine Anlernung 
am Arbeitsplatz durchführt, ein Anlernzuschuß ge- 
währt, Die Höhe dieses Anlernzuschusses richtet 
sich nach dem Grad der Minderleistung des einzel- 
nen Arbeitnehmers am neuen Arbeitsplatz. Er kann 
bis zu 70 v. H. des vollen Arbeitslohnes betragen 
und ist grundsätzlich zeitlich nicht begrenzt. Die 
Dauer der Förderung richtet sich lediglich danach, 
in welcher Zeit der einzelne Wiederbeschäftigte die 
volle Leistung am Arbeitsplatz erreichen kann. 


3. Beihilfen zum Ausgleich von Lohnminderung 
Lohnbeihilfen 

Den betroffenen Arbeitnehmern, die in einer 
neuen Beschäftigung Lohnminderungen erleiden, 
wird bis zum Ablauf von 12 Monaten seit ihrer 
Entlassung eine Lohnbeihilfe gewährt. Mit Hilfe 
dieser Beihilfe, die je nach Familienstand und Zahl 
der unterhaltsberechtigten Angehörigen in fünf Lei- 
stungsgruppen gestaffelt ist, wird den Wiederbe- 
schäftigten ein Gesamteinkommen garantiert, das 
zwischen 60 und 80 v. H. ihres früheren Bruttoar- 
beitsentgelts — höchstens jedoch von 1000 DM 
monatlich — liegt. 

Verbesserungen 

aa) Die Höchstgrenze des früheren Bruttomonats- 
entgeits (1000 DM) wird auf 1300 DM erhöht 
und künftig der jeweils jährlich festzusetzen- 
den Beitragsbemessungsgrenze in den Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der Angestell- 
ten angepaßt. 

bb) Die Bezugsdauer dieser Leistung wird von bis- 
her 12 auf 18 Monate seit der Entlassung ver- 
längert. 

cc) Der Mindestsatz der Lohnbeihilfe (60 v. H. des 
früheren Bruttomonatsentgelts) wird auf 
65 V. H. angehoben. 

dd) Bei der Berechnung der Lohnbeihilfe werden 
tarifliche Lohnerhöhungen, die dem Wiederbe- 
schäftigten auch in seiner früheren Arbeitsstelle 
zugute gekommen wären, angemessen berück- 
sichtigt. 


4. Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

a) Wartegeld 

Die Arbeitnehmer, die im Zuge von Stillegungs- 
maßnahmen ausscheiden und die nach ihrer Ent- 
lassung nicht unmittelbar eine neue Beschäftigung 
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linden können, erhalten bis zum Ablauf von 12 Mo- 
naten seit ihrem Ausscheiden zur Aufstockung des 
Arbeitslosengeldes ein Wartegeld. Die Höhe des 
Wartegeldes ist wie die Lohnbeihilfe je nach Fami- 
lienstand und Zahl der unterhaltsberechtigten An- 
gehörigen in fünf Leistungsgruppen gestaffelt. Das 
Wartegeld garantiert den Arbeitslosen ein Gesamt- 
einkommen während ihrer Arbeitslosigkeit, das in 
seiner Höhe zwischen 50 und 70 v, H. ihres früheren 
Bruttomonatsentgelts (höchstens jedoch von 
1000 DM monatlich) liegt. 

Verbesserungen 

aa) Wie bei der Lohnbeihilfe wird der Höchstbe- 
trag des früheren Bruttomonatsentgelts von 
1000 DM auf 1300 DM erhöht und weiterhin 
jährlich der jeweils bekanntzumachenden Bei- 
tragsbemessungsgrenze in den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und Angestellten ange- 
paßt. 

bb) Der Freibetrag des auf das Wartegeld anzu- 
rechnenden Einkommens aus selbständiger oder 
unselbständiger Tätigkeit wird von bisher 40 
DM auf 50 DM monatlich erhöht. 

h) Übergangsbeihilfe 

Bei länger dauernder Arbeitslosigkeit — hierbei 
wird es sich im allgemeinen um ältere Bergleute 
oder Beschäftigte über Tage handeln — gewähren 
die Unternehmen des Steinkohlenbergbaues nach 
ihren Sozialplänen vielfach laufende Ubergangsbei- 
hilfen, wenn die entlassenen Bergleute der Arbeits- 
vermittlung zur Verfügung stehen. Um den Unter- 
nehmen die Gewährung der Ubergangsbeihilfen zu 
erleichtern, können ihnen diese Leistungen für das 
zweite Jahr seit der Entlassung des Arbeitnehmers 
in Höhe von 50 v. H. ihrer Aufwendungen, für das 
dritte und vierte Jahr in Höhe von 25 v. H. erstattet 
werden. Für die Erstattung des Teilbetrages wird 
die Ubergangsbeihilfe jedoch nur insoweit berück- 
sichtigt, als sie zusammen mit dem sonstigen Ein- 
kommen des Entlassenen 400 DM monatlich zuzüg- 
lich 40 DM für jeden unterhaltsberechtigten Ange- 
hörigen nicht übersteigt. 

Gewährt das Unternehmen den Entlassenen keine 
Ubergangsbeihilfen, so wird der Betrag, den das 
Unternehmen erhalten hätte, unmittelbar an die 
betroffenen Bergleute ausgezahlt. 

Verbesserungen 

aa) Die Dauer der Gewährung dieser Leistung wird 
um ein Jahr auf vier Jahre verlängert. 

bb) Die Ubergangsbeihilfe wird den Unternehmen 
für den gesamten Zeitraum in Höhe von 50 v. H. 
ihrer Aufwendungen erstattet. 

cc) Der Höchstbetrag der zu erstattenden Uber- 
gangsbeihilfe wird auf 500 DM monatlich zu- 
züglich 50 DM für jeden unterhaltsberechtigten 
Angehörigen erhöht. 

dd) Der Freibetrag des auf den Teilbetrag der 
Ubergangsbeihilfe anzurechnenden Einkom- 
mens aus selbständiger oder unselbständiger 


Tätigkeit wird von bisher 40 DM auf 50 DM 
monatlich erhöht. 

ee) Alle 55jährigen Arbeitnehmer werden einbe- 
zogen. 

5. Abfindungen 

Anstelle der Lohnbeihilfe und des Wartegeldes 
kann den entlassenen Bergleuten, die am Tage ihres 
Ausscheidens das 64. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben und wegen einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit um mindestens 50 v. H. Rente aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung beziehen oder das 
50. Lebensjahr vollendet haben und Bergmanns- 
rente oder Knappschaftsrente wegen Berufisunfähig- 
keit beziehen, eine einmalige Abfindung gezahlt 
werden. Diese Abfindung ist am Tage ihrer Entlas- 
sung in einer Summe zu zahlen und beträgt 
3000 DM, für Empfänger von Knappschaftsaus- 
gleichsleistung 1500 DM. 

Verbesserungen 

aa) Die Altersgrenze der Bergmannsrentner oder 
Knappschaftsrentner wegen Berufsunfähigkeit 
(50 Jahre) fällt weg. 

bb) In den Personenkreis der Abfindungsberech- 
tigten werden neu einbezogen: 

1. Alle Schwerbeschädigten nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz oder anderen Gesetzen, 
die das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklären, 

2. die Empfänger von Knappschaftsausgleichs- 
leistung, 

3. Bergleute, die das 50. Lebensjahr vollendet 
haben und mindestens 20 Jahre knappschaft- 
lich versichert und während dieser Zeit min- 
destens 15 Jahre als Hauer unter Tage be- 
schäftigt gewesen sind. Anstelle der 20jäh- 
rigen knappschaftlichen Versicherungszeit 
kann auch der Eintritt in den Bergbau vor 
dem 1. Januar 1949 und eine seitdem un- 
unterbrochene Beschäftigung im Steinkoh- 
lenbergbau treten. 

cc) Der Abfindungsbetrag wird von 3000, — DM 
auf 4000, — DM, für Empfänger von Knapp- 
schaftsausgleichsleistung von 1500, — auf 

2000, — DM erhöht. 


6. Hausbrandabfindung 

Neben allen diesen Leistungen erhalten die ent- 
lassenen oder außerhalb des Steinkohlenbergbaues 
wiederbeschäftigten Bergleute für den Wegfall oder 
die Minderung eines Anspruchs auf Hausbrandkohle 
eine Abfindung. Diese Abfindung beträgt für die 
Bergleute mit eigenem Hausstand bis zu 180 DM, 
ohne eigenen Hausstand bis zu 90 DM. 

Verbesserung 

Die Beträge der Hausbrandabfindung werden von 
180 DM auf 240 DM und von 90 DM auf 120 DM 
erhöht. 
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Diese Beihilfeskala soll zugunsten schwer zu ver- 
mittelnder Arbeitnehmer noch durch die Möglichkeit 
ergänzt werden, allein aus Bundesmitteln Betrieben 
außerhalb des Montanbereichs zur Schaffung von 
Dauerarbeitsplätzen für infolge von Stillegungen, 
Teilstillegungen oder planmäßigen Rationalisie- 
rungsmaßnahmen entlassene schwer zu vermit- 
telnde, insbesondere ältere Arbeitnehmer, Darlehen 
bis zu Höhe von 10 000 DM je Arbeitsplatz zu ge- 
währen. 

Im Ausschuß bestand Einigkeit darüber, daß bei 
einer Verwirklichung dieses Hilfsprogrammes den 
Ersuchen in Nummern 5 und 6 des SPD-Antrages 
im wesentlichen Rechnung getragen sei. Einmütig 
sprach der Ausschuß sich dafür aus, daß die von 
Stillegungen betroffenen Bergleute ihre Wohnbe- 
rechtigung nicht verlieren dürfen, insbesondere 
auch dann nicht, wenn sie eine neue Beschäftigung 
außerhalb des Montanbereiches aufnehmen. Eine 
entsprechende Stellungnahme wurde in einem Brief 
vom 5. Mai 1966 dem für die Nummer 7 des SPD- 
Antrages federführenden Ausschuß für Kommunal- 


politik, Raumordnung, Städtebau und Wohnungs- 
wesen zugeleitet. 

Es wurde dann die Frage aufgeworfen, ob man 
angesichts der weit fortgeschrittenen Verhandlun- 
gen zwischen der Bundesregierung und der Hohen 
Behörde nicht schon vor der endgültigen Bewilli- 
gung der Montanbeihilfen die Nummern 5 und 6 
des SPD-Antrages für erledigt erklären könne. Der 
hiergegen erhobene Einwand, daß die fraglichen 
Anliegen frühestens nach der endgültigen und form- 
gerechten Mittelbewilligung durch die Hohe Be- 
hörde gegenstandslos geworden sein könnten, fand 
Anerkennung. Auf der anderen Seite vermochte sich 
der Ausschuß aber eben wegen des bisherigen posi- 
tiven Verhandlungsergebnisses und der in Kürze zu 
erwartenden Entscheidung der Hohen Behörde nicht 
mehr dazu zu entschließen, die Ersuchen in ihrer 
ursprünglichen Form anzunehmen. Es wurde des- 
halb ein neuer, die Nummern 5 und 6 des SPD- 
Antrages ersetzender Antragswortlaut erarbeitet 
und anschließend einstimmig gebilligt. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat dieser 
Entschließung zugestimmt. 


Bonn, den 16. Juni 1966 

.5. 


Ziegler 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag begrüßt die bisherigen erfolgrei- 
chen Verhandlungen der Bundesregierung mit der 
Hohen Behörde und spricht die Erwartung aus, daß 
alsbald eine endgültige Vereinbarung zustande 
kommt, auf Grund derer die in den Nummern 5 und 
6 des Antrages der Fraktion der SPD — Drucksache 
V/391 — geforderten und von der Bundesregierung 
in Beantwortung der Großen Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU ■ — Drucksache V/201 — bereits in der 
Plenarsitzung vom 16. März 1966 angekündigten 
sozialen Hilfsmaßnahmen verwirklicht werden kön- 
nen. 


Bonn, den 16. Juni 1966 


Der Ausschuß für Arbeit 


Müller (Remscheid) 

Vorsitzender 


Ziegler 

Berichterstatter 



